
Einer für alle, die beim Einkaufen sparen wollen.
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Münchner Löwenbräu Bier
Dosen,
24 x 50 cl

Vanish Oxi Action
Entfleckungsmittel
• Multi
• Power Weiss
Pulver, 1,5 kg

Falsches Schweinsfilet
im Kühlregal,
2 Stück à ca.
350 g, per
100 g

Evian
ohne Kohlensäure,
PET, 6 x 1,5 Liter

Los Condes Gran Reserva
2005, D.O. Pla de
Bages, Spanien,
6 x 75 cl

Vieux Murets Fendant
du Valais AOC

2011, Wallis,
Schweiz, 6 x 70 cl

Epicuro Oro Merlot/Primitivo
Tarantino IGT

2009, Apulien,
Italien, 6 x 75 cl

Erdbeeren*
Spanien/Italien,
500 g

auch online bestellbar:
www.denner-wineshop.ch

1.951.95

M
D
24

ensäure,
5 Liter

urets F

,

statt 5.65
30% sparen
3.953.95

statt 2.29
39% sparen
1.391.39
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nchner Löwenbräu Bier
en,
50 cl

r Löwenbräu Bier

statt 23.60
20% sparen
18.8518.85

Gran ReservaGran Reserva
D.O. Pla
, Spanie
cl

Ep
Ta

bar:
hop.ch

eserva
de

en,

statt 77.40
38.7038.70

1/2
Preis

VieV
du

Merlot/PrimitivoMerlot/Primitivo

pulien,
6 x 75 c

/Primitivo

l

statt 53.70
14.– sparen
39.7039.70

Va
En
•
•
Pu

Fendant

s,
x 70 cl

VaFendantnt

29.7029.70
37% gratis
14.9514.95

Sonderangebot!
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Anzeige

Fluglärm: Jetzt wird vor
dem Gerichtshof gestritten
Gestern ist der Fluglärmstreit
zwischen der Schweiz und
Deutschland in eine neue
Runde gegangen. Vor dem
Europäischen Gerichtshof
führte die Schweiz ihre
bekannten Argumente gegen
die deutschen Anflug-
beschränkungen ins Feld.

ZÜRICH/LUXEMBURG. Streit-
punkt ist die Verordnung, die im
Jahr 2003 einseitig von Deutsch-
land in Kraft gesetzt und später
auch von der EU-Kommission be-
stätigt wurde. Sie verbietet An-
flüge über deutsches Gebiet in
den Randstunden und sorgt we-
gen der Ausweich-Flugrouten bei
vielen Schweizer Anwohnern für
zusätzlichen Lärm.

In zweiter Instanz

Eine Beschwerde der Schweiz
gegen die Verordnung lehnte die
EU-Kommission vor neun Jahren
ab, eine Nichtigkeitsklage der
Schweiz gegen diesen Kommis-
sionsentscheid wurde dann im
Jahr 2010 in erster Instanz vom
Europäischen Gericht (EuG) ab-
gewiesen.

Gestern kämpfte die Schweiz
deshalb bereits in zweiter Instanz
gegen die Einschränkungen von
deutscher Seite. Bei der Verhand-
lung stützte sich die Schweiz auf
sechs Argumente. Gemäss dem
Sitzungsprotokoll berief sich der
Anwalt der Eidgenossenschaft, Si-

mon Hirsbrunner, unter anderem
auf den Standpunkt, dass das EuG
in seinem Urteil den Sachverhalt
generell falsch dargestellt habe.

Nach Ansicht der Schweiz hätte
das EuG die Vereinbarkeit des
deutschen Vorgehens mit den
Grundsätzen der Dienstleistungs-
freiheit und der Verhältnismässig-
keit prüfen müssen. «Dann hätte
das EuG unweigerlich zum
Schluss kommen müssen, dass
diese Massnahmen unverhältnis-
mässig sind.»

Diskriminierend für die Swiss

Das Flugverbot in den Rand-
stunden ist nach Ansicht der
Schweiz zudem diskriminierend
für die Fluggesellschaft Swiss.
Diese werde als Hauptnutzerin
des Flughafens Zürich gegenüber
ihren Mitbewerbern benachtei-
ligt. Das EuG erkannte diese Be-
nachteiligung bei ihrem Urteil im
Jahr 2010 jedoch nicht an. Die
deutsche Verordnung sei keines-
wegs ein Flugverbot, sondern for-
dere lediglich eine Änderung der
Flugwege, damit das deutsche Ge-
biet in Grenznähe nicht in gerin-
ger Höhe überflogen werde, ent-
schied das Gericht damals.

Die Schweizer Seite argumen-
tierte weiter, dass es «weniger ein-
schneidende Massnahmen» gebe
als ein Flugverbot. Als Alternative
hatte die Schweiz bereits im ers-
ten Verfahren ein Lärmkontingent
vorgeschlagen, wie es am Flug-
hafen Frankfurt am Main seit 2002
angewendet wird. (sda)

Archivbild: Susann Basler

Qualitätseinbussen absehbar: Bei der neuen Spitalfinanzierung ist die Finanzierung der Weiterbildungskosten nicht geklärt worden.

Den Spitälern fehlt Geld
Die Universitätsspitäler schlagen Alarm. Unter den neuen Finanzierungsbedingungen
würden ihre Leistungen zu wenig entschädigt. Die Tarifstruktur sei zu überarbeiten.

EVELINE RUTZ

BERN. Die ärztliche Weiterbil-
dung ist gefährdet. Diese Befürch-
tung äusserten die fünf Schweizer
Universitätsspitäler gestern vor
den Medien. «150 Millionen Fran-
ken pro Jahr sind nicht gedeckt»,
sagte Rita Ziegler, Vorsitzende der
Spitaldirektion des Universitäts-
spitals Zürich. Schuld daran sei
die neue Spitalfinanzierung. Seit
Januar werden die stationären
Leistungen nach SwissDRG ver-
gütet. Den Spitälern wird je nach
Diagnose und Schweregrad einer
Erkrankung eine Pauschale über-
wiesen. Damit nicht mehr abge-
deckt sind die Kosten für die Aus-
und Weiterbildung des medizini-
schen Nachwuchses. Das sei fatal,
betonte Ziegler. Die Qualität der
gesamten medizinischen Versor-
gung werde aufs Spiel gesetzt.

Von einem «drohenden Not-
stand» spricht auch Werner Bauer,
Präsident des Schweizerischen
Instituts für ärztliche Weiter- und
Fortbildung (SIWF). Vor der Um-
stellung des Verrechnungssys-

tems sei schlicht nicht geklärt
worden, wie künftig die Weiterbil-
dung finanziert werde. In diesem
Jahr werde man improvisieren
müssen. Da seien nun die Kan-
tone gefordert. «Bei der Weiterbil-
dung Abstriche zu machen, wäre
eine Katastrophe.»

Problem schon bekannt

Carlo Conti, Präsident der Kon-
ferenz der kantonalen Gesund-
heitsdirektoren sowie Verwal-
tungsratspräsident der SwissDRG
AG, zeigt Verständnis für die Be-
sorgnis. «Der Gesetzgeber hat es
versäumt, sich in diesem Punkt
festzulegen.» Das Problem sei al-
lerdings längst erkannt. Tatsäch-
lich ist eine Arbeitsgruppe von
Bund und Kantonen seit 2011
daran, eine schweizweite Lösung
zu erarbeiten. Am wahrschein-
lichsten ist es, dass Weiterbil-
dungsspitäler pro Assistenzarzt
künftig einen separaten Betrag er-
halten. Wie hoch dieser ausfallen
soll, ist jedoch umstritten. Im Ge-
spräch sind 25 000 bis 35 000 Fran-

ken; die Spitäler beziffern ihre
Kosten teilweise höher. «Es
kommt darauf an, was man alles
einrechnet», gibt SIWF-Vertreter
Bauer zu bedenken. Dazu könn-
ten nicht nur die praktische Anlei-
tung am Krankenbett, sondern
beispielsweise auch Vorträge zäh-
len. Entscheidend sei, dass man
in diesem Jahr noch ein Modell
aufgleise. Verschiedene Kantone
haben dies in Eigenregie bereits
getan.

Ein Abbau von Weiterbildungs-
plätzen ist noch nicht festzustel-
len. Christian Hess, Chefarzt am
Spital Affoltern, führt dies auf die
hohe Motivation der Kaderärzte
zurück. Es brauche relativ viel, bis
sie die Aus- und Weiterbildung
vernachlässigten. «Das kann sich
eine Gesellschaft gar nicht leis-
ten». Hess fordert, dass alle Spitä-
ler gleich behandelt werden.

Kritik äussern die Universitäts-
spitäler zudem an den Fallpau-
schalen an sich. Diese seien zu
wenig ausdifferenziert und bilde-
ten die komplexen Fälle nicht an-

gemessen ab. Bei der jetzigen
Tarifstruktur entgingen den Uni-
kliniken dadurch rund 350 Millio-
nen Franken. Als Beispiel für das
breite Spektrum, in dem sich Kos-
ten einer Diagnose bewegen kön-
nen, nannte Ziegler Verbrennun-
gen. 2011 behandelte das Univer-
sitätsspital Zürich 33 solcher Fälle.
Die Kosten bewegten sich zwi-
schen 120 000 und 1 Million Fran-
ken. «Da lässt sich schlicht kein
statistischer Durchschnitt be-
rechnen.»

Laufend weiterentwickeln

Dass das neue Verrechnungs-
system in den ersten Jahren lau-
fend weiterentwickelt werden
müsse, sei immer klar gewesen,
sagt GDK-Präsident Conti. Die
Schweizer Spitallandschaft sei
äusserst heterogen. Dem könne
etwa mit Zusatzentgelten für be-
sonders kostenintensive Behand-
lungen Rechnung getragen wer-
den. Eine andere Variante sei es,
unterschiedliche Kategorien von
Spitälern zu schaffen.

Staatsverträge sollen Sache
des «normalen Bürgers» sein
Die Auns fürchtet sich vor einem
«Diktat ausländischer Technokra-
ten» und vor einem «schleichen-
den EU-Beitritt». Staatsverträge
sollen deshalb zwingend dem
Volk vorgelegt werden. Gestern
hat die Auns den Abstimmungs-
kampf für ihre Initiative lanciert.

Die Volksinitiative «Staatsver-
träge vors Volk» verlangt, dass
Staatsverträge Volk und Ständen
vorgelegt werden müssen, wenn

sie «wichtige Bereiche» betreffen.
Die Auns will damit die demokra-
tische Mitsprache in der Aussen-
politik stärken, wie Präsident Pir-
min Schwander gestern vor den
Medien in Bern sagte.

Heute stünden völkerrechtli-
che Verträge oft über den Bundes-
gesetzen, monierte ausserdem
der Zürcher SVP-Kantonsrat und
Handelsrechtsprofessor Hans-
Ueli Vogt. (sda)


